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Der Bescheid vom 7. MÃ¤rz 2013 in Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 15.
Januar 2014 wird abgeÃ¤ndert. Der Beklagte wird verurteilt, beim KlÃ¤ger ab Januar
2013 einen GdB um 40 und das Vorliegen der gesundheitlichen Voraussetzungen
fÃ¼r das Merkzeichen H (Hilflosigkeit) festzustellen. Im Ã�brigen wird die Klage
abgewiesen. Der Beklagte trÃ¤gt zwei Drittel der notwendigen auÃ�ergerichtlichen
Kosten des KlÃ¤gers.

Tatbestand:

Streitig ist, ob der KlÃ¤ger gegen den Beklagten einen Anspruch auf Feststellung
eines Grades der Behinderung (GdB) von 50 und des Merkzeichens H hat.

Der am â�¦ 2005 geborene KlÃ¤ger stellte am 2. Januar 2013 eingehend bei dem
Beklagten einen Antrag auf Feststellung von Behinderungen nach dem SGB IX und
auf Ausstellung eines Schwerbehindertenausweises sowie auf Zuerkennung der
Merkzeichen G und H.

In dem Antrag machte er folgende Behinderungen geltend: Nahrungsmittelallergien
unter anderem Milch und Ei, Allergien (Hausstaubmilben), Asthma bronchiale und
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Neurodermitis.

Nach Ermittlungen zum medizinischen Sachverhalt erging daraufhin der hier
angefochtene Bescheid vom 7. MÃ¤rz 2013, in dem die Behinderungen des
KlÃ¤gers wie folgt festgestellt wurden:

Asthma bronchiale und chronische Hauterkrankung.

Der GdB wurde mit 30 festgestellt. Die beantragten Merkzeichen wurden abgelehnt.

Der dagegen vom KlÃ¤ger eingelegte Widerspruch wurde durch
Widerspruchsbescheid des Beklagten vom 15. Januar 2014 zurÃ¼ckgewiesen.

Mit der hiergegen erhobenen Klage, die am 11. Februar 2014 bei dem Sozialgericht
Magdeburg eingegangen ist, begehrt der KlÃ¤ger die Feststellung eines GdB in
HÃ¶he von 50 sowie die Zuerkennung des Merkzeichens H. Der KlÃ¤ger
begrÃ¼ndet die Klage damit, dass die Nahrungsmittelallergie als Behinderung
anzusehen und mit einem GdB von 30 zu bewerten sei. Das Asthma sei nur durch
die tÃ¤gliche Einnahme von Medikamenten in den Griff zu bekommen und
mindestens mit einem GdB von 20 zu bewerten. Die Hauterkrankung sei im Hinblick
auf den vom Gericht eingeholten Befundbericht vom 29. April 2016 mit einem GdB
von 40 zu bewerten. SchlieÃ�lich sei das Merkzeichen H durch das tÃ¤gliche
Vorkochen, die Kontrolle der Lebensmittel und die stÃ¤ndige Bereitschaft zur
Hilfeleistung anzuerkennen.

Der KlÃ¤ger beantragt,

den Bescheid vom 7. MÃ¤rz 2013 in Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 15.
Januar 2014 abzuÃ¤ndern und den Beklagten zu verurteilen, bei dem KlÃ¤ger einen
GdB von 50 ab 2. Januar 2013 festzustellen und das Merkzeichen H zuzuerkennen.

Der Beklagte beantragt,

die Klage abzuweisen.

Das Gericht hat zur weiteren AufklÃ¤rung des medizinischen Sachverhalts
Befundberichte von Dr. H.,HautÃ¤rztin, vom 20. April 2016 und Dr. A., Allergologin,
vom 29. April 2016 eingeholt.

Wegen der weiteren Einzelheiten des Sachverhalts und des Vorbringens der
Beteiligten wird auf den Inhalt der Prozessakte und die den KlÃ¤ger betreffende
beigezogene Schwerbehindertenakte des Beklagten verwiesen. Diese Unterlagen
haben vorgelegen und waren Gegenstand der mÃ¼ndlichen Verhandlung und
Entscheidungsfindung.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die zulÃ¤ssige Klage ist teilweise begrÃ¼ndet.
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Der Bescheid vom 7. MÃ¤rz 2013 in Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 15.
Januar 2014 ist rechtswidrig und verletzt den KlÃ¤ger in seinen Rechten, Â§ 54 Abs.
2 Sozialgerichtsgesetz (SGG). Der KlÃ¤ger hat einen Anspruch auf Feststellung
eines Grades der Behinderung von 40 ab Januar 2013 sowie des Merkzeichens H.
Ein Anspruch auf Feststellung eines GdB um 50 besteht hingegen nicht.

GemÃ¤Ã� Â§ 69 Abs. 1 S. 1 SGB IX stellen die fÃ¼r die DurchfÃ¼hrung des
Bundesversorgungsgesetzes zustÃ¤ndigen BehÃ¶rden auf Antrag das Vorliegen
einer Behinderung und den Grad der Behinderung fest. Die Auswirkungen auf die
Teilhabe am Leben in der Gesellschaft werden als GdB nach Zehnergraden
abgestuft festgestellt (Â§ 69 Abs. 1 S. 4 SGB IX). Nach Â§ 69 Abs. 1 S. 5 SGB IX ist
eine Feststellung nur zu treffen, wenn ein Grad der Behinderung von wenigstens 20
vorliegt. Liegen mehrere BeeintrÃ¤chtigungen der Teilhabe am Leben in der
Gesellschaft vor, so ist der GdB nach den Auswirkungen der
FunktionsbeeintrÃ¤chtigungen in ihrer Gesamtheit unter BerÃ¼cksichtigung ihrer
wechselseitigen Beziehungen festzustellen (Â§ 69 Abs. 3 SGB IX). Die materiell-
rechtlichen MaÃ�stÃ¤be zur Beurteilung der GesundheitsbeeintrÃ¤chtigungen
ergeben sich aus den zum 1.1.2009 in Kraft getretenen Versorgungsmedizinischen
GrundsÃ¤tzen (VG), die als Anlage zu Â§ 2 der Versorgungsmedizin-Verordnung
vom 10.12.2008 (BGBl. I S. 2412), Rechtsnormcharakter haben.

Nach Â§ 69 Abs. 4 SGB IX treffen die fÃ¼r die DurchfÃ¼hrung des
Bundesversorgungsgesetzes (BVG) zustÃ¤ndigen BehÃ¶rden die erforderlichen
Feststellungen im Verfahren nach Â§ 69 Abs. 1 SGB IX, wenn neben einem GdB
weitere gesundheitliche Merkmale Voraussetzung fÃ¼r die Inanspruchnahme eines
Nachteilsausgleiches sind.

FÃ¼r die multiplen Nahrungsmittelallergien des KlÃ¤gers hÃ¤lt die Kammer einen
GdB um 30 fÃ¼r angemessen.

Die Allergie, so auch die Nahrungsmittelallergie ist in der Tabelle der VG nicht
aufgefÃ¼hrt. Bei GesundheitsstÃ¶rungen, die in der Tabelle nicht aufgefÃ¼hrt sind,
ist der GdB in Analogie zu vergleichbaren GesundheitsstÃ¶rungen zu beurteilen
(Teil B Nr. 1b der VG).

Hier kommt ein Vergleich mit einem Diabetes mellitus in Betracht. Nach Teil B Nr.
15.1 VG gilt fÃ¼r die Bewertung des Diabetes mellitus:

Die an Diabetes erkrankten Menschen, deren Therapie eine HypoglykÃ¤mie
auslÃ¶sen kann, die mindestens einmal tÃ¤glich eine dokumentierte
Ã�berprÃ¼fung des Blutzuckers selbst durchfÃ¼hren mÃ¼ssen und durch weitere
Einschnitte in der LebensfÃ¼hrung beeintrÃ¤chtigt sind, erleiden je nach AusmaÃ�
des Therapieaufwands und der GÃ¼te der Stoffwechseleinstellung eine stÃ¤rkere
TeilhabebeeintrÃ¤chtigung. Der GdB betrÃ¤gt 30 â�� 40.

Der KlÃ¤ger leidet, was zwischen den Beteiligten unstreitig ist, in einer klinisch
gesicherten Typ I Allergie gegenÃ¼ber KuhmilcheiweiÃ� und HÃ¼hnereiweiÃ�.
DarÃ¼ber hinaus bescheinigt die den KlÃ¤ger seit April 2012 behandelnde
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Allergologin Dr. A. das Vorliegen einer Nahrungsmittelallergie gegenÃ¼ber
NÃ¼ssen. Das wird bestÃ¤tigt durch Befundberichte der UniversitÃ¤tsklinik M.
beispielsweise vom 24. Oktober 2014 und 12. Mai 2016. Frau Dr. A. teilt weiter mit,
dass es gelegentlich anaphylaktische Reaktionen auf Nahrungsmittel gegeben
habe. Der KlÃ¤ger erhÃ¤lt eine DiÃ¤t, welche kuhmilcheiweiÃ�frei,
hÃ¼hnereiweiÃ�frei und ohne NÃ¼sse ist. Die EinschrÃ¤nkungen des KlÃ¤gers
aufgrund der Notwendigkeit zur Vermeidung der Allergene eine strenge DiÃ¤t
einzuhalten, sind vergleichbar mit denen eines Diabetikers, dessen
BeeintrÃ¤chtigung einen GdB um 30 rechtfertigt. Neben der EinschrÃ¤nkung durch
die DiÃ¤t ist weiterhin die MÃ¶glichkeit einer (lebensgefÃ¤hrlichen) HypoglykÃ¤mie
mit der Gefahr des Eintretens eines auch lebensgefÃ¤hrlichen anaphylaktischen
Schocks vergleichbar.

FÃ¼r die Neurodermitiserkrankung des KlÃ¤gers hÃ¤lt die Kammer einen GdB um
30 fÃ¼r angemessen. Nach Teil B Ziffer 17.1 VG betrÃ¤gt der GdB fÃ¼r ein
atopisches Ekzem bei lÃ¤nger dauerndem Bestehen 30 â�� 40 und mit
generalisierten Hauterscheinungen, insbesondere Gesichtsbefall 40.

Zwar gibt Frau Dr. A. im fÃ¼r das Gericht erstellten Befundbericht an, dass das
atopische Ekzem bei lÃ¤nger dauerndem Bestehen meist mit generalisierten
Hauterscheinungen auftrete. Dies deckt sich jedoch nicht mit den Ã¼brigen
vorliegenden medizinischen Befunden. Frau Dr. K., die KinderÃ¤rztin des KlÃ¤gers,
bescheinigt ihm am 8. Februar 2013 erstellten Befundberichte, dass der KlÃ¤ger
unter atopischer Dermatitis in wechselnder AusprÃ¤gung, derzeit mit geringer
AktivitÃ¤t, leide. In den Berichten der UniversitÃ¤tsklinik M. ist jeweils auch der
Status der Haut beschrieben. So findet sich unter dem 21. Mai 2012 der Eintrag
atopisches Ekzem in der Ellenbeuge rechts mehr als links, am 12. Mai 2012 diskrete
Zeichen an PrÃ¤dilektionsstellen, am 24. Oktober 2014 der Eintrag trockene Haut
und am 12. Mai 2016 chronisches Ekzem an PrÃ¤dilektionsstellen. Die HautÃ¤rzten,
Frau Dr. H., teilt in dem Befundbericht mit, dass der KlÃ¤ger sich einmal im Jahr
2013 (trockenes Ekzem Ellenbeugen sowie dreimal im Jahr 2015 (Schuppung der
Kopfhaut sowie Ekzem in den Kniekehlen) in Behandlung befand. Bei der
Gesamtschau der vorliegenden Befunde geht die Kammer zwar von einem lÃ¤nger
dauernden Bestehen der Neurodermitis aus und bewertet diese Erkrankung im
oberen Rahmen, da hier zeitweise auch von betroffenen Hautstellen im Bereich des
Kopfes (Kopfhaut) berichtet wird. Generalisierte Hauterscheinungen, insbesondere
mit Gesichtsbefall lassen sich den vorliegenden Befunden jedoch nicht entnehmen.

FÃ¼r das Bronchialasthma des KlÃ¤gers hÃ¤lt die Kammer einen Einzel-GdB um 20
fÃ¼r zutreffend.

Nach Teil B Nr. 8.6 der VG fÃ¼hrt ein Bronchialasthma (ohne dauernde
EinschrÃ¤nkung der Lungenfunktion) bei Kindern mit HyperreagibilitÃ¤t mit
seltenen (saisonalen) und/oder leichten AnfÃ¤llen zu einem Einzel-GdB von 20 â��
40. Da insgesamt aus den vorliegenden medizinischen Unterlagen keine
wesentlichen EinschrÃ¤nkungen des KlÃ¤gers durch diese Erkrankung mitgeteilt
werden, erscheint eine Einstufung in den unteren Bereich des Bewertungsrahmens
als sachgerecht. Frau Dr. A. teilt hierzu beispielsweise mit, dass unter der
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Asthmatherapie ein kontrolliertes Asthma mit guter Lungenfunktion bzw. ohne
dauerhafte LungenfunktionseinschrÃ¤nkung bestehe.

Weitere messbare Behinderungen liegen beim KlÃ¤ger nicht vor.

Bei der Gesamtbetrachtung ergibt sich ein GdB von 40.

Nach den Versorgungsmedizinischen GrundsÃ¤tzen (VG) Teil A Nummer 3 a, ist bei
der Beurteilung des Gesamt-GdB von der Behinderung auszugehen, die den
hÃ¶chsten Einzel-GdB bedingt, und dann im Hinblick auf alle weiteren
Behinderungen zu prÃ¼fen, ob und inwieweit hierdurch das AusmaÃ� der
Behinderungen vergrÃ¶Ã�ert wird. Der Gesamt-GdB ist in einer Gesamtschau unter
BerÃ¼cksichtigung der wechselseitigen Beziehungen der einzelnen
BeeintrÃ¤chtigungen zu bilden. Dabei kÃ¶nnen die Auswirkungen der einzelnen
BeeintrÃ¤chtigungen ineinander aufgehen (sich decken), sich Ã¼berschneiden, sich
verstÃ¤rken oder beziehungslos nebeneinander stehen. AuÃ�erdem sind bei der
GesamtwÃ¼rdigung die Auswirkungen mit denjenigen zu vergleichen, fÃ¼r die in
den VG feste Grade angegeben sind (Teil A Nummer 3 b VG). Hierbei fÃ¼hren
zusÃ¤tzliche leichte GesundheitsstÃ¶rungen, die nur einen GdB von zehn bedingen,
nicht zu einer Zunahme des AusmaÃ�es der GesamtbeeintrÃ¤chtigung und auch bei
leichten FunktionsbeeintrÃ¤chtigungen mit einem GdB von 20 ist es vielfach nicht
gerechtfertigt, auf eine wesentliche Zunahme des AusmaÃ�es der Behinderung zu
schlieÃ�en (Teil A Nummer 3 d,ee VG; vergleiche BSG, Urteil vom 17. April 2013 â��
B 9 SB 3/12 R-).

Der KlÃ¤ger hat weiter einen Anspruch auf Feststellung der gesundheitlichen
Voraussetzungen fÃ¼r das Merkzeichen H (Hilflosigkeit).

Das Merkzeichen H kann bei Kindern â�� im Gegensatz zu Erwachsenen
-ausnahmsweise auch bei einem Gesamt-GdB unter 50 vergeben werden.

Nach Teil A Nr. 5c (Besonderheiten der Beurteilung der Hilflosigkeit bei Kindern und
Jugendlichen) der VG fÃ¼hren die Besonderheiten des Kindesalters dazu, dass
zwischen dem AusmaÃ� der Behinderung und dem Umfang der wegen der
Behinderung erforderlichen Hilfeleistungen nicht immer eine Korrelation besteht, so
dass â�� anders als bei Erwachsenen â�� auch schon bei niedrigerem GdB
Hilflosigkeit vorliegen kann (vgl. dazu LSG Rheinland-Pfalz, Urteil vom 11. Juni 2003
â�� L 6 SB 26/03 und SG Chemnitz, Urteil vom 27. April 2005 â�� S 10 SB 139/04 -).

Der Anspruch des KlÃ¤gers auf Feststellung der Voraussetzungen des Merkzeichens
H ergibt sich aus Teil A Nr. 5d) rr) der VG.

Danach ist bei Kindern bei klinisch gesicherter Typ-I-Allergie gegen schwer
vermeidbare Allergene (z. B. bestimmte Nahrungsmittel), bei der aus dem
bisherigen Verlauf auf die Gefahr lebensbedrohlicher anaphylaktischer Schocks zu
schlieÃ�en ist, Hilflosigkeit -in der Regel bis zum Ende des zwÃ¶lften Lebensjahres
â�� anzunehmen.
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Diese Voraussetzungen sind gegeben.

Der am â�¦ 2005 geborene KlÃ¤ger ist unter zwÃ¶lf Jahre alt. Es besteht eine
klinisch gesicherte Typ-1-Allergie gegen KuhmilcheiweiÃ� und HÃ¼hnereiweiÃ�.
Daneben besteht eine Allergie gegen NÃ¼sse. Nach den vorliegenden Berichten der
UniversitÃ¤t M., hat die Kammer keinen Zweifel, dass beim KlÃ¤ger latent bei
Nichteinhaltung der strengen DiÃ¤t die Gefahr lebensbedrohlicher anaphylaktischer
Schocks besteht. Das ergibt sich nicht zuletzt aus den beschriebenen Reaktionen
des KlÃ¤gers bei den jeweils durchgefÃ¼hrten Provokationen mit den allergischen
Substanzen. So muss der KlÃ¤ger immer ein Anaphylaxie-Notfall-Set mitfÃ¼hren.
Auch die Allergologin des KlÃ¤gers hat gelegentliche anaphylaktische Reaktionen
auf Nahrungsmittel aufgefÃ¼hrt. Die Kammer hat keinen Zweifel daran, dass es
sich bei den Allergien des KlÃ¤gers um schwer vermeidbare Allergene handelt. Dies
zum einen, weil in der gesamten Bandbreite der angebotenen Nahrungsmittel
HÃ¼hner- und MilcheiweiÃ� als Bestandteil in einem sehr groÃ�en Teil vorkommen.
Weiter kÃ¶nnen in vielen Lebensmitteln Spuren davon enthalten und dies oftmals
nur durch genaues Lesen der Angaben auf der Verpackung festzustellen sein. Durch
die Nichtangabe auf der Verpackung kann aber im Umkehrschluss nicht mit
hundertprozentiger Sicherheit auf das Nichtvorkommen der Allergene geschlossen
werden. Damit handelt es sich um schwer vermeidbare Allergene.

Der Klage war daher teilweise stattzugeben.

Die Kostenentscheidung basiert auf Â§ 193 SGG und berÃ¼cksichtigt das anteilige
Obsiegen des KlÃ¤gers.

Erstellt am: 12.05.2020

Zuletzt verändert am: 23.12.2024

Powered by TCPDF (www.tcpdf.org)

                               6 / 6

https://dejure.org/gesetze/SGG/193.html
http://www.tcpdf.org

